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Große Sorgen, großer Sparwille
BaWü-Check: Laut Umfrage fühlen sich 70 Prozent der Befragten durch die Inflation stark belastet – Neun-Euro-Ticket begeistert Jugend – Kritik wegen Bürokratisierung

Von Alexander Rechner

Heidelberg. Benzin, Strom, Lebensmittel
– auch in Baden-Württemberg müssen die
Menschen derzeit für viele Dinge tiefer in
die Tasche greifen als noch vor einem Jahr.
Die steigenden Preise und der Krieg in der
Ukraine bereiten den Menschen Sorgen.
Sieht die Bevölkerung den kommenden
zwölf Monaten mit Hoffnung oder Be-
fürchtungen entgegen? Das war eine zen-
trale Fragestellung beim aktuellen „Ba-
Wü-Check“ im Auftrag der baden-würt-
tembergischen Zeitungsverlage. Zwi-
schen dem 8. und dem 14. Juni 2022 be-
fragte das Institut für Demoskopie Al-
lensbach dazu 1068 Menschen im Land.

> Optimismus nimmt ab: Wer im Süd-
westen an die Tankstelle fährt oder im
Supermarkt einkaufen geht, der muss
erstmal tief Luft holen und durchatmen.
Die Folge: Die große Mehrheit bleibt tief
besorgt. Knapp jeder Dritte blickt mit aus-
geprägten Befürchtungen auf die nächs-
ten Monate, ebenso viele mit Skepsis. Da-
mit liegt die Zuversicht in Baden-Würt-
temberg unter dem Durchschnitt im Bun-
desgebiet: In einer zeitgleich vorgenom-
menen bundesweiten Befragung waren 28
Prozent der Bevölkerung für die kom-
menden Monate zuversichtlich gestimmt.

> Spürbarer Preisanstieg: Nach einer
ersten Schätzung des Statischen Bun-

desamtes lagen die Verbraucherpreise im
Juni um 7,6 Prozent über dem Niveau des
Vorjahresmonats – und im Alltag mer-
ken die Befragten, dass sie durch Preis-
steigerungen belastet werden. Als beson-
ders belastend empfindet die Bevölke-
rung die Preissteigerungen für Benzin,
Strom, Lebensmittel und Heizen. 70 Pro-
zent fühlen sich durch die steigenden
Preise sehr stark oder stark belastet. Je-
der Vierte empfindet die Preissteigerun-
gen sogar als besonders gravierend.

> Menschen sparen mehr: Teilweise
müssen die Verbraucher den Gürtel da-
her enger schnallen. Ein Großteil ver-
sucht, sparsamer zu sein. 53 Prozent
schränken sich derzeit beim Autofahren
ein – und versuchen, Sprit zu sparen.
Während 51 Prozent weniger Essen ge-
hen, setzen 48 Prozent beim Kauf von
Kleidung den Rotstift an. Immerhin 44
Prozent sparen bei Urlaub und Reisen.

> Neun-Euro-Ticket ist bei der Jugend
„in“: Überfüllte Züge, gestresste Reisen-
de – das Neun-Euro-Ticket hat teils für
sehr hohes Fahrgastaufkommen in den
Regionalzügen gesorgt. Bis zur Mitte des
Monats hatten sich bereits 29 Prozent der
Baden-Württemberger ein solches Ticket
erworben, weitere 17 Prozent planen den
Kauf. Besonders in der jungen Genera-
tion ist das Ticket angesagt: Von den unter
30-Jährigen haben es bereits zwei Drit-

tel erworben oder planen den Kauf. Von
den 30- bis 44-Jährigen ist es rund jeder
Zweite, von den über 60-Jährigen nur gut
jeder Dritte.

> Land soll mehr Geld ausgeben: In Stutt-
gart laufen die Gespräche über den ba-
den-württembergischen Doppelhaushalt

2023/24. Für Finanz-
minister Danyal Bay-
az (Grüne) ein Draht-
seilakt. Einerseits
muss er sparen, ande-
rerseits investieren.
Und just bei den
staatlichen Ausgaben
haben die Menschen
zwischen Konstanz
und Wertheim klare
Vorstellungen, wofür

die Landesregierung ihre Kasse weiter
öffnen soll: So fordert die große Mehr-
heit in vielen Bereichen Mehrausgaben.
Dies gilt insbesondere für Gesundheits-
einrichtungen, Schulen, den Ausbau der
Verkehrsinfrastruktur, die Ausstattung
der Polizei, die Forschungsförderung, den
Klimaschutz sowie für öffentliche Ein-
richtungen.

> Für Krankenhäuser schlagen die Her-
zen: Die Baden-Württemberger (94 Pro-
zent) wollen, dass das Land mehr Geld
in Gesundheitseinrichtungen wie Kran-
kenhäuser oder Sozialstationen inves-

tiert. 91 Prozent fordern größere Inves-
titionen in die Ausstattung von Schulen
und 80 Prozent in den Ausbau von Stra-
ßen und Bahnstrecken. Und: Jeweils rund
drei Viertel wünschen sich außerdem hö-
here Ausgaben für die Ausstattung der
Polizei, für die Förderung von For-
schungsvorhaben sowie für Maßnahmen
zum Schutz von Klima und Umwelt.

> Bürokratie als Bremsklotz: Das Thema
BürokratieabbaubewegtdieMenschenseit
vielen Jahren. Jeder zweite Baden-Würt-
temberger stimmt der Aussage zu, dass die
gesetzlichen Vorgaben und Rahmenbe-
dingungen für Unternehmen in Deutsch-
land die wirtschaftliche Entwicklung be-
hindern. Lediglich 18 Prozent teilen dies
ausdrücklich nicht. Knapp jeder Dritte ist
in dieser Frage unentschieden.

> Ärger auf dem Amt erlebt: Ihr Urteil
über die Bürokratie beruht oft auf per-
sönlichen Erfahrungen. So geben 69 Pro-
zent der Menschen zu Protokoll, dass sie
sich in den letzten fünf Jahren über zu
viel Bürokratie in einem Amt oder einer
Behörde geärgert haben.

> Steuer-Dschungelsorgt fürUnmut:Die
Bevölkerung weiß eine Vielzahl an Be-
reichen zu benennen, in denen es aus ihrer
Sicht zu viele und zu komplizierte Re-
gelungen gibt – allen voran bei der Steuer.
62ProzentvertretendieseAuffassungund

nennen die Steuer. Für 54 Prozent gibt
es auch bei der Gesundheitsversorgung
und der Pflege zu viele gesetzliche Vor-
gaben. 52 Prozent beklagen Anzahl und
Komplexität der staatlichen Vorgaben im
Baubereich, jeweils knapp vier von zehn
auch beim Datenschutz sowie beim Erb-
recht und bei Nachlassregelungen.

> Zweifel am Abbau bürokratischer
Hürden: Die Möglichkeiten, bürokrati-
sche Hürden zu beseitigen, wären aus
Sicht der Bevölkerung also vielfältig.
Doch: Ob deren Umsetzung tatsächlich
gelingt, daran bestehen weit verbreitete
Zweifel. Immerhin 46 Prozent der Süd-
west-Bevölkerung halten es grundsätz-
lich für möglich, dass in Deutschland Bü-
rokratie in größerem Umfang abgebaut
werden kann. Aber: Fast ebenso viele äu-
ßern Bedenken. Sie gehen von einer nur
schweren Umsetzung aus.

> Gegenwind für schnelleren Ausbau von
Windkraft: Die Baden-Württemberger
haben erhebliche Vorbehalte gegenüber
Abbau staatlicher Vorgaben beim Aus-
bau der Infrastruktur für die Energie-
versorgung. Nur 31 Prozent würden es
begrüßen, wenn es zugunsten eines
schnelleren Ausbaus von Windkraftan-
lagen oder Stromtrassen beim Klima- und
Umweltschutz weniger strenge Auflagen
gäbe. 39 Prozent halten dies hingegen für
keinen guten Weg.

BaWü-
Check

Weiterhin nur wenig Zukunftsoptimismus
Frage: „Sehen Sie den kommenden zwölf Monaten mit Hoffnungen oder Befürchtungen

entgegen?"
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Frage:„Die Preise in Deutschland sind ja in den letzten Monaten gestiegen.
Sie diese Preissteigerungen?"
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Nach wie vor hohe subjektive Belastung durch
Preissteigerungen

Stark

In den unteren Einkommensgruppen fühlen sich 82 Prozent von den Preissteigerungen sehr stark
oder stark belastet!
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Mehrheit wünscht sich grundsätzlich die Fortführung
des 9-Euro-Tickets
Frage: „Der Staat subventioniert das 9-Euro-Ticket in den drei Monaten mit circa 2,5 Milliarden

Euro. Wie sehen Sie das: Sollte man das 9-Euro-Ticket nach diesen drei Monaten dauer-
haft beibehalten,oder zu angehobenen Preisen beibehalten,oder nach den drei Monaten

Personen, die sich bereits ein
9-Euro-Ticket gekauft haben
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Streichliste: Bereiche, in denen der Staat sparen
sollte
Hier sollte Baden-Württemberg eher sparen –
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Große Bauprojekte

Kultureinrichtungen wie Theater,Museen

Öffentliche Einrichtungen wie Schwimmbäder,Büchereien

Maßnahmen zum Umwelt- und Klimaschutz

Forschungsförderung

Ausstattung der Polizei

Ausbau von Straßen oder Bahnstrecken

Ausstattung von Schulen

Gesundheitseinrichtungen wie Krankenhäuser,Sozialstationen

Sportförderung,Unterstützung von Sportvereinen und
Sportereignissen

% Wie sehr belasten

Zu viel Bürokratie
Frage: „Finden Sie,wir haben in Deutschland zu viel Bürokratie,oder würden

sagen?"
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Basis: Baden-Württemberg,Bevölkerung ab 18 Jahre Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 6164/IV

Sie das nicht
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Der Südwesten blickt in die ZukunftDer Südwesten blickt in die Zukunft

Ministerpräsident
befürchtet Arbeitslose
Stuttgart. (tw) Mit einer Regierungserklä-
rung vermutlich noch vor der Sommer-
pause will Ministerpräsident Winfried
Kretschmann (Grüne) die Bevölkerung
und die Wirtschaft im Land auf eine dro-
hende Gasmangellage und ihre Konse-
quenzen einstellen. „Es droht die Gefahr
einer Rezession“, sagte Kretschmann bei
der Regierungspressekonferenz. Eine
Gasmangellage könne dazu führen, dass
Branchen, die Gas als Prozessenergie be-
nötigen, zumachen müssen, so der Mi-
nisterpräsident. Dies bedeute „ganz
schnellvieleArbeitslose“.Undweiter:„Da
geht es im Ernstfall um Tausende von
Arbeitsplätzen. Da geht es darum, ob den
Winter durchgeheizt werden kann.“

Das Kabinett hat sich am Dienstag laut
Kretschmann ausführlich mit dem Thema
befasst, noch vor der Sommerpause sollen
Beschlüsse der Landesregierung gefasst
werden. Erarbeitet werden sollen Ein-
sparvorschläge in der Industrie und in Pri-
vathaushalten, um das Ziel zu erreichen,
die Gasspeicher bis zum Winter zu füllen.

Land will Polizeistudie doch ermöglichen
Im Südwesten ist eine Debatte zwischen Politik und Gewerkschaft entbrannt – Kretschmann will Veto des Personalrats nicht hinnehmen

Von Henning Otte

Stuttgart. Die Polizei in Baden-Würt-
temberg schert aus und boykottiert eine
bundesweite Studie zu Erfahrungen und
Einstellungen von Polizeibeamten. Nach
einem Veto des Hauptpersonalrats wird
ein Online-Fragebogen der Deutschen
Hochschule der Polizei zunächst nicht an
die Dienststellen verteilt, obwohl Innen-
minister Thomas Strobl (CDU) und Poli-
zeipräsidentin Stefanie Hinz für eine
Teilnahme geworben hatten. Minister-
präsident Winfried Kretschmann will das
nicht einfach so hinnehmen. „Wir wol-
len, dass diese Studie gemacht wird“,
sagte der Grüne am Dienstag. Er werde
klären lassen, ob der Hauptpersonalrat
überhaupt die Möglichkeit habe, die Teil-
nahme der Beschäftigten der Polizei an
der Studie zu blockieren. „Das kann ich
mir nicht vorstellen“, so Kretschmann.

Die Studie geht auf den früheren Bun-
desinnenminister Horst Seehofer (CSU)

zurück, der damit auf Forderungen re-
agierte, möglichen Rassismus und
Rechtslastigkeit in der Polizei zu unter-
suchen. Die Untersuchung wurde dann
aber deutlich breiter angelegt. Alle In-
nenminister der Länder unterstützen das
Forschungsprojekt zu „Motivation, Ein-
stellung und Gewalt im Alltag“ von Poli-
zisten. In fast allen anderen Bundeslän-
dern ist die vom Bund initiierte Befra-

gung schon abgeschlossen – nur in Ham-
burg hat sich ebenfalls der Hauptperso-
nalrat dagegen entschieden.

Die Frage ist, ob die Spitzen der grün-
schwarzen Koalition die Studie nun gegen
den Willen der Personalvertretung vor-
nehmen lassen wollen. Dem Vernehmen
nach wollte Polizeipräsidentin Hinz diese
unbedingt einbinden, um die Akzeptanz
unter den Beschäftigten zu erhöhen. Ein
echtes Mitbestimmungsrecht habe der
Hauptpersonalrat aber nicht. Die Teilnah-
me an der Umfrage wäre für alle Beam-
tinnen und Beamten freiwillig gewesen.

Die FDP-Innenexpertin Julia Goll
siehtindemVetoeinZeichen,„dassStrobl
das Vertrauen der Basis völlig verloren
hat“. Es gebe offenbar großes Miss-
trauen gegenüber allem, was aus dem Mi-
nisterium kommt – „dabei wäre der In-
halt der Studie auch aus unserer Sicht
durchaus unterstützenswert, kann er
doch dabei helfen, Pauschalverurteilun-
gen der Polizei entgegenzutreten“.

DassiehtRainerWendt,Bundeschefder
Deutschen Polizeigewerkschaft, anders. Er
hält das Nein für völlig nachvollziehbar.
Personalräte seien nicht dazu da, den Wil-
len der Politik zu exekutieren, so Wendt.
Im Übrigen gebe es große Zweifel an der
Unabhängigkeit der Studie der Deut-
schen Hochschule für Polizei in Münster.
„Die Polizei hat die Nase gestrichen voll
von diesen ganzen Rassismus-Studien, die
nichts anderes als den Zweck verfolgen, die
ohnehin bei vielen vorhandene Auffas-
sung zu bestätigen, dass die Polizei eine
rassistische Schlägerbande sei.“

Wendt sagte, die Tatsache, dass außer
Baden-Württemberg und Hamburg alle
Länder bei der Studie mitmachten, sage
nichts über die Akzeptanz bei der Polizei
aus. Denn in vielen Ländern sei der Haupt-
personalrat nicht nach seiner Zustim-
mung gefragt worden. „Man hätte aber
überall fragen müssen“, so Wendt. An der
geringen Rücklaufquote der Fragebogen
erkenne man die sehr niedrige Akzeptanz.

Die Polizei im Land boykottiert eine Studie zu
Erfahrungen von Beamten im Dienst. F.: dpa


